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Bundwirft Erasmus-Plan über denHaufen
Studentenaustausch Der Bund rückt überraschend ab vomZiel, bei Erasmus+wie bei Horizon 2020 eine volle

Beteiligung zu erreichen. Stattdessenwill er bis 2020mit einer Übergangslösungweiterarbeiten. Das stösst auf Kritik.

DominicWirth

Fünf Tage noch, dann jährt sich
einTag, derdie SchweizerPolitik
bis heute in Atemhält. Am9. Fe-
bruar ist es drei Jahre her, dass
das Volk die Masseneinwande-
rungs-Initiative (MEI) der SVP
knapp annahm. Die ersten, die
in den hektischen Wintertagen
nach der Abstimmung den Un-
mut der EU zu spüren bekamen,
waren die Forscher und die Stu-
denten. Nachdem die Schweiz
aufgrund des Jas zur MEI ent-
schied,diePersonenfreizügigkeit
vorläufig nicht auf Kroatien
auszuweiten, holte Brüssel zum
Gegenschlag aus. Die EU wollte
von der angedachten, aber noch
nicht abgeschlossenenvollenAs-
soziierung der Schweiz an die
EU-Programme Horizon 2020
(Forschung) und Erasmus+ (Bil-
dungsaustausch) plötzlichnichts
mehrwissen.

DerAufschrei derUniversitä-
ten war gross. Die Schweiz re-
agierte mit Übergangslösungen.
Mittlerweilehat sichdieSituation
zumindest für die Forscher ge-
klärt:Weil die Schweiz dasKroa-
tien-Protokoll Ende Dezember
2016 unterzeichnet hat, ist sie
seit Anfang 2017 bei Horizon
2020wieder ganzmit dabei.

Bundwillmehr
Planungssicherheit geben

DerBundhatte stets betont, dass
er auchbeimErasmus+eineVoll-
mitgliedschaft anstrebt.Erunter-
strichdiesetwa, als er imSeptem-
ber 2016 die Verlängerung der
Übergangslösung um ein wei-
teres Jahr kommunizierte. Jetzt
kommt aber ans Licht, dass das
Staatssekretariat für Bildung,
Forschungund Innovation (SBFI)
– von der Öffentlichkeit unbe-
merkt – seinePlänegeändert hat.
«DerBundverhandeltmitderEU
derzeit nicht über eine Vollasso-
ziierunganErasmus+», sagtThe-
rese Steffen, die zuständige Ab-
teilungsleiterin beim SBFI. Der
Grund für die überraschende
Kehrtwende: Man gehe, so Stef-

fen, derzeit«nichtdavonaus, die
Verhandlungen ineinemrealisti-
schen Zeitrahmen abschliessen
zu können».

Im Gegensatz zu Horizon
2020wardie SchweizerTeilnah-
mebeiErasmus+nochnicht voll-
ständig ausgehandelt; die EU
unterbrach nach dem Ja zurMEI
die Gespräche – und verschob
nicht wie im Fall von Horizon
2020 nur die Unterzeichnung.
Steffen, die Schweizer Delega-
tionsleiterinbeidenVerhandlun-
gen, spricht etwa von «offenen
Fragen bezüglich der Finanzie-
rung». ImKlartext: Die EUwoll-
te vonderSchweizmehrGeld, als
diese fürdieTeilnahmezubezah-
len bereit war. Von verhärteten
Fronten zwischen der Schweiz
und der EU, die eineWiederauf-
nahme der Verhandlungen nun
verunmöglichen, will Steffen

aber nicht sprechen. Vielmehr
schlage die Schweiz einen prag-
matischenWeg ein. «Die EUbe-
schliesst 2019, wie das Nachfol-
geprogramm von Erasmus+ ab
2021 aussehen wird. Dann wird
fürdie Schweiz eineVollassoziie-
rung wieder zum Thema», sagt
Steffen. Bis dahin – also bis 2020
–will das SBFI die aktuelleÜber-
gangslösung fortführen. Künftig
soll diese allerdings unter dem
weniger provisorischklingenden
Titel «SchweizerUmsetzungvon
Erasmus+» laufen und auf eine
neue rechtliche Grundlage ge-
stellt werden. Das SBFI arbeitet
derzeit aneinerVorlage, dienoch
im Frühjahr an den Bundesrat
gehen wird. Bis Ende Jahr sollen
National- und Ständerat grünes
Licht geben. «Wir wollen allen
Beteiligten eine gewisse Pla-
nungssicherheit geben», sagt

Steffen. Im Kern soll fortgeführt
werden, was die Schweiz schon
seit 2014 macht: Sie übernimmt
dieKosten fürdenAustauschvon
Studenten, aber auch Berufs-
schülern oder Mittelschülern.
Jährlich kostet das 30 bis 35Mil-
lionen Franken; das SBFI nutzt
dafür Geld, das vom Parlament
2013 für die Finanzierung der
Schweizer Beteiligung an Eras-
mus+ bereitgestellt wurde.

Steffen sagt, die Schweiz sei
mit derÜbergangslösunggut ge-
fahren,dieMobilitätszahlenetwa
seien gar gestiegen. Tatsächlich
wuchs etwa die Zahl der Schwei-
zer Erasmus-Studenten zuletzt
auf 2983.Zwei Jahre zuvorwaren
es noch 2833 gewesen.Dennoch
überrascht das Vorgehen das
SBFI vielerorts – und löst einiges
Kopfschütteln aus.Bildungspoli-
tikerwieMatthiasAebischer (SP/

BE)oderAndreaGmür (CVP/LU)
gingen etwa davon aus, dass das
SBFI nach der Unterzeichnung
des Kroatien-Protokolls eine ra-
scheVollmitgliedschaft beiEras-
mus+ anstrebt. «Ich bin über-
rascht und enttäuscht», sagt
Aebischer. «Drei weitere Jahre
mit einem Flickwerk sind keine
Lösung. Es erstaunt mich, dass
das SBFI die Flinte einfach so ins
Korn wirft», sagt der Berner.
Aebischerwill indernationalrät-
lichen Bildungskommission nun
die Einladung des SBFI beantra-
gen, umdie Sache zu klären.

Studenten fordern
gleicheRechte

Auch bei Swissuniversities ist
man nicht glücklich über die
Pläne des Bundes. Die General-
sekretärin Martina Weiss sagt,
manhabe sichbeimSBFI für eine
Vollassoziierung stark gemacht.
«DieÜbergangslösungbringt für
die SchweizerUniversitäteneine
Vielzahl von Einschränkungen
und negativen Konsequenzen»,
sagt Weiss. Der Aufwand habe
sich für die Universitäten stark
vergrössert, etwaweil sienunmit
jeder Hochschule bilaterale Ver-
träge aushandeln müssen. Dazu
kommt: Nicht immer gelingt es,
eine Einigung zu erzielen. Diese
Universitäten fallen für Schwei-
zer Studenten dann als Zielort
weg. «Die Zahl der Destinatio-
nen ist klar gesunken», sagt
Weiss. Auch aus diesem Grund
pochtdie Studierendenorganisa-
tion VSS auf eine Vollassoziie-
rung. Dass der Bund jetzt einen
anderen Weg einschlägt, sorgt
dort für Unverständnis. «Für die
Forscher hat sich der Bund stark
eingesetzt. Eigentlichmüsstedas
auch fürdieStudierendengelten,
alles andere ist unlogisch, wenn
man sich zum europäischen
Hochschulraumbekennenwill»,
sagt die Co-Präsidentin des VSS,
Gabriela Lüthi. Sie erwartet vom
SBFI,dassdieSchweiz spätestens
ab 2021, wenn die EU das Nach-
folgeprogrammzuErasmus+auf-
legt, wieder voll assoziiert ist.

Im Studienjahr 2015/16 studierten fast 3000 Schweizer in einem Erasmus-Land. Bild: Ulrich Baumgarten/Getty (Osnabrück, 25. April 2016)

«Dreiweitere
Jahremit
einem
Flickwerk
sindkeine
Lösung.»

MatthiasAebischer
Nationalrat SP/BE

Gericht zeigt
sich selbst an

Eritrea-Urteil Beim Bundesver-
waltungsgericht in St.Gallengibt
eseinLeck.Die«Weltwoche»hat
vorgestern über ein Urteil im
Asylwesen berichtet, bevor es
überhaupt an die Parteien ver-
sandtworden ist.DasGerichthat
nun angekündigt, Strafanzeige
gegenUnbekannt einzureichen.

Das Urteil betraf die neue
Rechtsprechung zum Flücht-
lingsstatusderEritreer.DieRich-
ter hatten festgehalten, dass eine
illegale Ausreise aus dem Land
amHorn von Afrika kein alleini-
ger Asylgrund ist. Wie die Infor-
mationenvorzeitig zur«Weltwo-
che» gelangten, ist unklar. Die
Verwaltungskommission «miss-
billigt diesenuntragbarenVorfall
scharf», heisst es in derMedien-
mitteilung des Gerichts zurWei-
terreichung der Informationen.
Nebst der Strafanzeigewill es zu-
dem das Vorgehen beimKoordi-
nationsprozessüberprüfen.Daes
sich um einen Grundsatzent-
scheid handelte, fand eineKoor-
dinationzwischenzweiAbteilun-
gen desGerichts statt. (upi)

Energiewende spaltet die FDP
Parteizwist Die FDP tut sich schwermit der Energiestrategie 2050.Die Parteipräsidentenkonferenz sprach sich

dafür aus. Präsidentin PetraGössi dagegen. ImAbstimmungskampf treten Freisinnige gegeneinander an.

DieMeinungen gehen diametral
auseinander. «Es ist nicht erklär-
bar,wiemandieEnergiestrategie
als Freisinniger unterstützen
kann», sagt der Berner FDP-Na-
tionalratChristianWasserfallen.
SeinLuzernerParteikollegePeter
Schilliger hingegen sitzt im Co-
Präsidiumdes Ja-Komitees.«Das
ParlamenthatdieVorlageverbes-
sert undmehrmarktwirtschaftli-
che Elemente eingefügt», wirbt
er. «Daher kann auch die Wirt-
schaft dieVorlageunterstützen.»

Wie uneinig sich die FDP in
dieser Frage ist, zeigte sich auch
am Donnerstag: Die kantonalen
Parteipräsidenten und der Vor-
standmusstenentscheiden,wel-
che Parole sie den Delegierten
zur Energiestrategie empfehlen.
Das Resultat fiel denkbar knapp
aus: 14 Ja zu 13Nein.

FDP-Präsidentin PetraGössi
sagt, eshabeeine«sehrgute, aus-
führliche Diskussion» gegeben.

Dass die Partei sich nicht einig
ist, sei kein Problem. «Ich hatte
Freude an der Diskussion», sagt
Gössi, die selbst die Energiestra-
tegie 2050 im Parlament abge-
lehnt hat. Sollte die FDP die Ja-
Parole beschliessen, würde sie
sich zurücknehmen, sagt sie.

Subventionen
alsZankapfel

NebenGössi stimmten imParla-
ment auch drei FDP-Vizepräsi-
denten gegen die Energiestrate-
gie: Ständerat Andrea Caroni
(AR), Nationalrat Philippe Nan-
termod (VS) und Christian Was-
serfallen. Dieser sagt über die
Energiestrategie: «Das Etikett
klingt gut, ist aber ein Schwin-
del.» Er spricht von einer «Sub-
ventionsgiesskanne in Milliar-
denhöhe». Mit der Energiestra-
tegie würde der Zuschlag für die
KostendeckendeEinspeisevergü-
tung (KEV) erhöht, mit der Öko-

strom gefördert wird. Befürwor-
ter Schilliger sagt, ihn störe zwar
der Ausbau der KEV-Gelder
auch. «Aber aus meiner Sicht ist
eswichtiger, dassdie Subvention
ausläuft.» Denn die Förderung
würde neu befristet.

Während Wasserfallen sich
für die von der SVP angeführte
Nein-Kampagne einsetzenwird,
sitzen zwei Dutzend FDP-Parla-
mentarier im Ja-Komitee, das
sichunterFederführungderCVP
gebildet hat.Dort hätteman sich
eine klarere Unterstützung der
FDPgewünscht.Der Innerrhoder
CVP-Nationalrat und Volkswirt-
schaftsdirektor Daniel Fässler
sagt, er sei«einwenigenttäuscht
über das knappe Ergebnis» der
FDP-Konferenz.

Fässler sagt,mit derEnergie-
strategiewerdedie einheimische
Stromproduktion gefördert.
«Dies löst Investitionen in der
Schweiz aus, statt im Ausland –

und davon profitiert in erster Li-
niedieWirtschaft», sagt er. «Wie
man aus gesamtwirtschaftlicher
Sicht gegen die Energiestrategie
sein kann, verstehe ich nicht.»

DieBetonungderwirtschaft-
lichen Interessen kommt nicht
von ungefähr: In der Kampagne
wollen die Befürworter unter
dem Slogan «Geld bleibt hier»
die wirtschaftlichen Vorteile ins
Zentrumrücken,wieCVP-Natio-
nalrat Stefan Müller-Altermatt
(SO) sagt. Wie sich die Wirt-
schaftsverbände für die Abstim-
mung am 21. Mai positionieren,
ist indesnochnicht ganzklar.Der
Gewerbeverbandhatdie Ja-Paro-
le beschlossen, Economiesuisse
entscheidet erstMitteMärz.

Eineinhalb Wochen vorher,
am 4. März, fassen die FDP-De-
legierten die Parole. Es dürfte
eine spannendeDebatte geben.

Maja Briner

«Esgabeine
sehrgute,
ausführliche
Diskussion.»

PetraGössi
FDP-Präsidentin


